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t getreten ist, 
rgebnisse als 
itarbeitslosen 
 hohe Kosten-
steigerungen beklagt und über die Angemessenheit der Leistungen der Grundsiche-
 Kostenexp-
s sozialpoliti-
ind. Die WSI-
 nehmen die 
vorhandenen 
empirischen Materials. Dabei wird klar: Anstelle einer weiteren Reduzierung der Leis-
 so kann das 
staatsprinzip angemessen berück-
sichtigt werden. Dies ist eine unabdingbare Voraussetzung dafür, dass das eigentli-
uellen Autono-
r Handlungs-
1 der Neure-
g nschaften 
R  sind seit der 
E 005) auf 47,8 
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Die neue Grundsicherung für Arbeitssuchende, die am 1.1. 2005 in Kraf
erweist sich schon vor der Präsentation der offiziellen Evaluierungse
problematisch. Simulationsanalysen zeigen, dass die Armut von Langze
reformbedingt steigen wird. Gleichzeitig werden auf der Ausgabenseite
rung gestritten. Die aktuelle Debatte um vermeintlichen Missbrauch und
losion verschleiert dabei, dass die Reformen Ausdruck des Rückbau
scher Maßnahmen unter der Maßgabe haushaltspolitischer Prioritäten s
Thesen zur gegenwärtigen Reformdiskussion über die Grundsicherung
zentralen Argumente auf und ordnen die Debatte auf der Basis des 
tungen brauchen wir eine neue Definition des Existenzminimums. Nur
Anwachsen von Armut verhindert und das Sozial
che Ziel der Reform eingelöst werden kann: Die Stärkung der individ
mie der Arbeitslosen durch die aktive Förderung und die Erweiterung de
spielräume der Arbeitslosen sowie der BeraterInnen vor Ort. 
. These: Der Kostenanstieg bei Hartz IV ergibt sich nicht aus 
elung, sondern aus der steigenden Anzahl der Bedarfsgemei
ichtig ist: Die Gesamtausgaben für die Grundsicherung für Arbeitslose
inführung von Hartz IV von 38,6 Mrd. € (2004) über 44,4 Mrd. € (2
 
1 Dr. Judith Aust und Till Müller-Schoell sind wissenschaftliche Mitarbeiter/innen am WSI/ HBS. Dr. Silke 
Bothfeld und Dr. Simone Leiber sind wissenschaftliche Referatsleiterinnen für den Bereich Arbeitsmarktpo-
litik und den Bereich Sozialpolitik. Britta Seine arbeitete als Praktikantin an dem Thesenpapier mit. Bothfeld 
und Müller-Schoell arbeiten außerdem in dem Projekt „MonAPoli – Monitor Arbeitsmarktpolitik“ mit, das 
die aktuellen Arbeitsmarktreformen kritisch begleitet. Ziel des MonAPoli-Projektes ist die Bereitstellung 
von Orientierungswissen zum Verständnis der Hartz-Reformen und die zeitnahe Aufbereitung und Kom-
mentierung von Daten und Berichten aus diesem Bereich. Das MonAPoli-Projekt wird gemeinsam von der 
Hans-Böckler-Stiftung und der Otto-Brenner-Stiftung finanziert. Weitere Informationen zu den Arbeits-
marktreformen unter www.monapoli.de. 
1  
(Version vom 27.06.2006) 
 
Mrd. € (Prognose 2006) angestiegen. Allerdings war der Einzelposten fü
Arbeitslosenhilfe im Jahr 2004 mit 26,6 Mrd. € höher als die Ausgaben
im Jahr 2005 (25 Mrd. €). Erst für 2006 wird mit einer Erhöhung auf 
rechnet. Der Anstieg der Gesamtkosten ist jedoch nicht auf die neue R
r Sozial- und 
 für das AlG II 
28 Mrd. € ge-
egelung zu-
rückzuführen: Auch nach der alten Regelung wären die Gesamtkosten im Jahr 2005 
006 ist vor al-
n verantwort-
e den durch-
agen. Insbe-
sondere Personengruppen, die früher nur Arbeitslosenhilfe erhielten und ihr Recht 
alisieren nun 
r Arbeitslose 
er Langzeitar-
f 1,5 Mio im 
stieg von 3,2 
% über 3,7 %  auf 3,9 % (Arbeitsmarkteffekt). Drittens ging die Zahl der BezieherIn-
nitt von 1,92 
5 zurück. Die-
herInnen des 
der Rahmen-
4 von 36 auf 
24 Monate gekürzt wurde, negativ aus. Zusätzlich wird die ab dem 1.2.2006 wirksa-
2 Monate in 
hren. Dieser 
 BA gestützt: 
Wahrschein-
lichkeit in den Rechtskreis SGB II über. Dies steht im Gegensatz zu bislang üblichen 
Praxis, bei der die Vermittler bemüht waren, den Übergang in Arbeitslosenhilfe zu 
vermeiden. Der Rückgang der Ausgaben für aktive Maßnahmen und der Rückgang 
der Anzahl der ALG I-BezieherInnen sind also auch Folge eines Creamingeffektes zu 
Lasten der Langzeitarbeitslosen. Insgesamt ist davon auszugehen, dass der Anteil 
auf 43,5 Mrd. € angestiegen. Der Kostenanstieg zwischen 2005 und 2
lem durch die steigende Zahl der Bedarfsgemeinschaften zu erklären.  
Für den Anstieg der Zahl der Bedarfsgemeinschaften sind drei Faktore
lich. Erstens hat die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilf
aus positiven Effekt, zu einer Reduzierung der verdeckten Armut beizutr
auf ergänzende Sozialhilfeleistungen nicht wahrgenommen haben, re
als Bedarfsgemeinschaften im Rahmen der neuen Grundsicherung fü
häufiger ihre Anrechte (Dunkelziffereffekt). Zweitens stieg die Anzahl d
beitslosen weiter an – von 1,3 Mio im Jahr 2003 und 1,4 Mio 2004 au
Jahr 2005. Das entspricht als Anteil an den Erwerbspersonen einem An
nen von ALG I – bei steigender Arbeitslosenquote – im Jahresdurchsch
Mio im Jahr 2003 über 1,84 Mio im Jahr 2004 auf 1,73 Mio im Jahr 200
se Tendenz hält an: Im 1. Quartal 2006 gab es 189.000 weniger Bezie
AlG I als im 1. Quartal 2005. Möglicherweise wirkt sich hier die Kürzung 
frist, nach der der Anspruch auf AlG berechnet wird und die zum 1.1.200
me Kürzung der Bezugsdauer beim Arbeitslosengeld I auf einheitlich 1
vielen Fällen zu einem früheren Übergang in den Bezug von AlG II fü
Verschiebeeffekt wird auch durch die neue Kundensegmentierung der
Arbeitslose mit nur geringen Vermittlungschancen gehen mit höherer 
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der AlG II-BezieherInnen auf Kosten des Anteils der BezieherInnen des AlG I weiter 
wachsen wird. 
 den Kos-
tenanstieg bei Hartz IV 
Tatsächlich war nach der Einführung der Reform ein deutlicher Kostenanstieg zu 
von 2004 auf 
Ausgaben im 
rden 2,3 Mrd. 
r aktiven Ar-
sagentur für 
Arbeit möglich, 4,6 Mrd. € für den neu geschaffenen Aussteuerungsbetrag an den 
htskreise um 
lG I und den 
s Kostenstei-
 (6,8 Mrd. €) 
ergab 2005 ein Plus von 1 Mrd. €. Die Entwicklung im ersten Quartal 2006 lässt als 
sparten Mittel 
egelung von 
ondern eher zu einer Kostenimplosion, die 
rderung, z.B. der 
bei Eingliede-
Ländern und 
 nicht  
eien die Leis-
eistungssätze 
haben sich im Vergleich zur früheren Sozialhilfe nur geringfügig verändert. Der Eck-
regelsatz (heute 345 €) stieg zwar an, gleichzeitig werden die Kosten für einmalige 
Leistungen (z.B. für Kleidung oder Haushaltsgegenstände) nicht mehr übernommen.  
Dies führt zu einer Verschlechterung der Situation für HilfeempfängerInnen mit kurz-
fristig bestehenden, einmaligem Unterstützungsbedarf. Dies gilt auch für den un-
2. These: Die Einsparungen im Rechtskreis SGB III übertreffen
verzeichnen: So stiegen die Gesamtausgaben für Langzeitarbeitslose 
2005 um 5,8 Mrd €. Übersehen wird jedoch häufig, dass gleichzeitig 
Regelkreis des SGB III sanken. Für Arbeitslosen- und Insolvenzgeld wu
€ weniger ausgegeben. Hinzu kamen Einsparungen bei Maßnahmen de
beitsmarktpolitik in Höhe von 5,5 Mrd. €. Deshalb war es für die Bunde
Bund abzuführen und gleichzeitig die Gesamtausgaben für beide Rec
1,4 Mrd. € zu senken.  
Die Mehrausgaben im SGB II sind daher mit den Einsparungen beim A
Mitteln aus dem Aussteuerungsbetrag überkompensiert: Der Saldo au
gerung beim SGB II (5,8 Mrd. €) und den genannten Posten im SGB III
Jahressaldo ein Plus von 2,8 Mrd. € erwarten. Nimmt man die einge
aus Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik hinzu, führt die Neur
Hartz IV nicht zu einer Kostenexplosion, s
sich insbesondere durch die Einschnitte in der regulären Arbeitsfö
Weiterbildung bemerkbar macht. Hinzu kommt die Tatsache, dass 
rungsleistungen im SGB II ein Rückgang der Ausgaben von Bund, 
Kommunen von 5,8 Mrd. € auf 3,6 Mrd. € stattfand. 
3. These: Regelsatz sichert sozio-kulturelles Existenzminimum
In der aktuellen politischen Diskussion wird der Eindruck erweckt, als s
tungen für das ALG II übermäßig generös. Tatsache ist jedoch: Die L
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wahrscheinlichen Fall, dass die LeistungsempfängerInnen Rücklagen b
Der bei Alleinstehenden um etwa
ilden können: 
 48,- € höhere Betrag wird notwendige Anschaffun-
 die 1990 das 
so genannte Warenkorbmodell ablöste. Bezugsgröße dafür sind die Konsumausga-
ommens- und 
rden. Davon 
t regelsatzre-
er Haustiere). 
t, zusätzlich-
prozentuale Abzüge und Streichungen vorgenommen. Statisch errechnet wurde et-
lsachen mit 1,76€, für Spielsachen mit 86 Cent im Monat 
he und nicht 
erden keine 
en die Regel-
sätze daher dringlich um 19 % auf 412 € angehoben werden, um wenigstens den 
täglichen Bedarf abzudecken und ein Minimum an gesellschaftlicher Teilhabe sicher-
nd die Abschaffung der befristeten Zu-
e Einschnitte 
a. 60 %) hat 
 Simulations-
shaltsformen 
fen. Eine Verschlechterung erleben vor allem ehema-
lige ArbeitslosenhilfeempfängerInnen mit in Vollzeit beschäftigtem Partner (89 % 
Schlechterstellung), von denen viele (meist Frauen) auf Grund der verschärften Ein-
kommensanrechnung des Partners den Anspruch auf Unterstützung ganz verlieren. 
Aber auch ArbeitslosenhilfebezieherInnen mit arbeitslosem Partner sind davon stark 
betroffen (73,2 % Schlechterstellung).  
gen häufig nicht ausreichend abdecken.  
Derzeit wird der Regelsatz bemessen nach der „statistischen Methode“,
ben des unteren Fünftels der Bevölkerung, die auf der Basis der Eink
Verbrauchsstatistik des Statistischen Bundesamtes (EVS) erhoben we
werden allerdings noch bestimmte Abzüge vorgenommen, die als „nich
levant“ betrachtet werden (bspw. Uhren, Schmuck, Musikunterricht od
Des Weiteren werden, wie der paritätische Wohlfahrtsverband kritisier
wa, dass Ausgaben für Schu
und Kinderkleidung mit 250 € pro Jahr veranschlagt werden. Politisc
sachliche Erwägungen sind dabei Basis der Entscheidung. Zudem w
Preissteigerungen berücksichtigt.  
Nach den Berechungen des Paritätischen Wohlfahrtsverbands müsst
zustellen. Eine Senkung der Regelsätze u
schläge – wie derzeit immer wieder gefordert – wären weitere drastisch
in die Existenzsicherung der Langzeitarbeitslosen. 
4. These: Hartz IV macht mehr Menschen arm 
Die Mehrzahl der BezieherInnen von Arbeitslosenhilfe (insgesamt c
durch die Reform weniger Geld zur Verfügung. Dies zeigt eine aktuelle
analyse von Irene Becker und Richard Hauser (2006). Nicht alle Hau
sind gleichermaßen stark betrof
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Der Wegfall der Arbeitslosenhilfe, die etwa 5% der Bevölkerung bezo
einem Anstieg der Armutsquote2 in Deutschland um 0,3 bis 0,9 Proze
nach Datenbasis. Allerdings gibt es regionale Disparitäten: in Ostdeuts
Anstieg bei immerhin 2 bis 3 Prozentpunkten. Langzeitarbeitslose sind d
10 Prozentpunkte – von etwa 50 % vor der Reform auf ca. 63 % im Jah
stiegen. Da die Bewilligung der Unterstützungsleistung auf Basis eine
darfsprüfung erfolgt, müssen AlG-II-EmpfängerInnen für ihren Leben
privates Vermögen zugreifen, selbst wenn es für die private Altersvors
hen war, sofern es nicht in bestimmten Produkten wie etwa der Rieste
gen, führt zu 
ntpunkte – je 
chland lag der 
avon beson-
ders betroffen: In den Arbeitslosenhilfe-Haushalten ist die Armutsquote um mehr als 
r 2005 ange-
r strenge Be-
sunterhalt auf 
orge vorgese-
r-Rente ange-
legt ist. Da die Rentenanwartschaften, die ALGII-EmpfängerInnen in der Gesetzli-
tersarmut vor-
eit halbiert – 
. 
ialhilfebezie-
sserung stellt 
für sie die Einbeziehung in die Renten- und Krankenversicherung dar. Im Leistungs-
bezug sind keine Verbesserungen zu erwarten, weil die Regelsätze nur geringfügig 
f Grund der bisherigen Datenlage deutet also 
n geraten zu-
en würden zu 
r Arbeitsauf-
n Langzeitar-
beitslosen, seine nichterwerbstätige Ehefrau und seine zwei Kinder ist inklusive Miet- 
u 97 € vorgese-
hen. Das bedeutet nun allerdings nicht, dass ein verheirateter Familienvater mehr als 
1597 € im Monat verdienen muss, um Hilfebedürftigkeit auszuschließen. Denn ALG II 
EmpfängerInnen müssen von dieser Sozialleistung leben. Während das Kindergeld 
                                                
chen Rentenversicherung erwerben können, äußerst gering sind, ist Al
programmiert. Dennoch wird der Beitrag zur Rentenversicherung derz
von 78€ auf 40€ – um Einsparungen in Höhe von 2 Mrd. € zu realisieren
Für die Veränderungen der Lebenslage erwerbsfähiger ehemaliger Soz
hende stehen umfassende Evaluierungsstudien noch aus. Eine Verbe
angepasst wurden (siehe These 3). Au
vieles darauf hin: Hartz IV macht nicht „reich“, sondern mehr Mensche
sätzlich unter die Armutsgrenze. 
5. These: Arbeit lohnt sich trotz Hartz IV  
Das in der öffentlichen Debatte formulierte Argument, die Sozialleistung
nahe an den Löhnen liegen und damit keinen ausreichenden Anreiz zu
nahme bieten, erweist sich als unhaltbar. Denn: Für einen verheiratete
nd Heizkosten in Westdeutschland ein maximaler Bedarfssatz von 15
 
2  Definiert anhand der derzeit überwiegend in der Forschung genutzten Grenze von 60 % des Me-
dianeinkommens. 
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(154 € pro Kind) auf die Grundsicherung angerechnet wird, ist der Kinde
Niedrigeinkommen (140 €) an Erwerbstätigkeit gebunden. Nimmt de
Familienvater eine Erwerbstätigkeit an, bei der er 1009 € verdient, erhält
zu seinem Gehalt noch 154 € Kindergeld pro Kind sowie den Kinderz
wenn die Ehefrau keine Beschäftigung aufnimmt. Das heißt: Für ein
Familie reicht bereits Nettoarbeitseinkommen von ca. 1000 € aus, u
haltseinkommen in Höhe des maximalen Bedarfssatzes zu erzielen. A
ziehen nur wenige Bedarfsgemeinschaften die Höchstsätze der Grunds
Durchschnitt zahlt die Arbeitsagentur einer vierköpfigen Familie 919 € 
zusätzliche Einkommen den Bedarfssatz reduziert und die meisten Be
schaften zumindest ein geringes Einkommen haben.  Und schließlich w
korrekten Vergleich der maximale Bedarfssatz auf zwei erwerbsfähige 
gen zu beziehen, so dass auch das zu erwirtschaftende Einkommen vo
zwei Personen erbracht werden müsste. Der Abstand zwischen Erwer
auch dann noch gewahrt, wenn man den Regelsatz um 20% anheben
lematisch is
rzuschlag für 
r verheiratete 
 er zusätzlich 
uschlag von 
140€, und erzielt damit ein Haushaltseinkommen über der Bedarfsgrenze – selbst 
e vierköpfige 
m ein Haus-
llerdings be-
icherung. Im 
aus, also fast 
700 € weniger als der maximale Bedarfssatz ermöglicht. Grund dafür ist, dass jedes 
darfsgemein-
äre in einem 
Hilfebedürfti-
n 1009 € von 
bseinkommen 
und Sozialleistung wäre bei geringen Tariflöhnen in den meisten Fallkonstellationen 
 würde. Prob-
t allerdings die Tatsache, dass die Berechnungsmethode für den Kinder-
r der Einkom-
r die Bedarfs-
umente drin-
gend geboten. 
ielenden Ein-
nt für die Arbeitslosen selbst im übrigen keine Rolle zu spielen: Gera-
de die Erfahrung mit den Ein-Euro-Jobs verdeutlicht, dass die meisten Arbeitslosen 
sehr wohl bereit zur Aufnahme einer noch so gering entlohnten Beschäftigung sind. 
Dass Arbeitsgelegenheiten nicht in ausreichender Zahl zur Verfügung stehen, um die 
Nachfrage zu befriedigen, zeigt einer der Zwischenberichte aus dem offiziellen Evalu-
ierungsprogramm. 
zuschlag dazu führen kann, dass ein Geringverdiener, der knapp übe
mensgrenze liegt, durch den Wegfall der Kinderzuschläge wieder unte
schwelle zurückfällt. Insofern wäre eine bessere Koordinierung der Instr
Der Abstand zwischen der Leistungshöhe und dem möglichen zu erz
kommen schei
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6. These Niedriglohn wird bereits jetzt subventioniert 
Der politisch gewollten und geförderten Ausweitung des Niedriglohns
die Subventionierung von Minijobs, die Ein-Euro-Jobs sowie die existie
bilohnmodelle. Damit verbunden ist die Gefahr der Verdrängung von r
beitsplätzen und das Anwachsen der Zahl der Personen, die trotz Arb
Bereits 2005 wurde in 844.000 Bedarfsgemeinschaften Einkommen a
tigkeit auf die Grundsicherung, das ALG II angerechnet. Zum weitaus 
(95 %) wird das im Rahmen der Grundsicherung anzurechnende Eink
hängiger Beschäftigung, und zu knapp der Hälfte in sozialversicheru
arbeit ein Bruttoeinkommen von 629 €, davon waren 327 € auf den A
Grundsicherung anrechenbar. Ca. 51 Prozent verdienten dabei ein Brutt
unterhalb der Geringfügigkeitsgrenze von 400 €, 19 Prozent erreichten 
und 800 € und nur 30 Prozent mehr als 800 € (BA 2006). Der gerade
zum ehemaligen Arbeits- und Sozialhilfesystem gestiegene Zahl der 
rung für Arbeitssuchende keineswegs nu
ektors dienen 
renden Kom-
egulären Ar-
eit unter der 
Armutsschwelle leben (working poor). Das AlG II hat eine ganz ähnliche Wirkung: 
us Erwerbstä-
größten Teil 
ommen in ab-
ngspflichtiger 
Beschäftigung verdient. Im Durchschnitt erzielten Hilfebedürftige durch ihre Erwerbs-
nspruch auf 
oeinkommen 
zwischen 400 
 im Vergleich 
so genannten 
AufstockerInnen von 12 auf 18 Prozent verdeutlicht, dass es sich bei der Grundsiche-
r um ein Leistungssystem handelt, das sich 
Familien be-
e und sozial-
hergehenden 
Die Kombination von Grundsicherung und Arbeitseinkommen kann am Arbeitsmarkt 
reich wird der 
ger das gesetzliche Existenzminimum ist, 
und ein sinkendes Niveau im Niedriglohnsegment drückt wegen des Lohnabstands-
gebots und der Methode der Regelsatzberechnung wiederum auf das sozio-kulturelle 
Existenzminimum. Nur ein gesetzlicher Mindestlohn könnte verhindern, dass Voll-
zeitbeschäftigte auf die Grundsicherung angewiesen sind und dass somit Arbeitsver-
hältnisse dauerhaft subventioniert werden müssen.  
ausschließlich auf die Absicherung erwerbsloser Personen und ihrer 
schränkt, sondern vielmehr um ein System, das faktisch die gewünscht
rechtlich konstruierte Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt und die damit ein
Versorgungslücken „sozialverträglich“ abfedert.   
erhebliche Probleme verursachen: Gerade im unteren Einkommensbe
Lohndruck umso stärker ausfallen, je gerin
7  
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7. These: Rechtmäßige Inanspruchnahme, Mitnahme und Missbrauch 
ht, wenn die 
itschaft zum 
 festgelegten 
Pflichten) erfüllt sind. Dementsprechend ist das Geltendmachen rechtmäßiger An-
 nicht bean-
pfängerInnen 
itim ist auch, 
ie eine neue 
agen. Und es 
pfängerInnen 
für die Inan-
wa wenn ei-
cheint als die 
 Lebenspartner, so mag ihr Verhalten im Hinblick auf die 
geltende Regelung eine missliebige (in diesem Falle eine entsolidarisierende) 
rauch im ei-
nspruchnah-
lschangaben 
nktionierbar; 
Mitnahmeeffekte können nur durch eine präzisere gesetzliche Definition der An-
ründung von 
eingedämmt 
pruchnahme 
ungssystems 
Langzeitarbeitslosigkeit ist ein ökonomisches, gesamtgesellschaftliches Problem. 
Darum muss die Inanspruchnahme von Leistungen vorbehaltlos akzeptiert werden. 
Dies schließt nicht aus, dass die Rechtmäßigkeit des Leistungsbezugs überprüfbar 
bleiben soll. Hier sind jedoch Methoden zu wählen, die das Persönlichkeitsrecht der 
LeistungsbezieherInnen berücksichtigen. 
dürfen nicht verwechselt werden 
Ein rechtmäßiger Anspruch auf Leistungen der Grundsicherung beste
formalen Voraussetzungen (Hilfebedürftigkeit, Erwerbsfähigkeit, Bere
Abschluss einer Eingliederungsvereinbarung und Erfüllung der darin
sprüche legitim. Die Anzahl der Personen, die Sozialhilfeleistungen
sprucht haben, jetzt aber durch die Bedarfsgemeinschaft mit AlG II-Em
sichtbar werden, wird auf 1,8 Mio. geschätzt (Becker/Hauser, 2006). Leg
dass Personen dann, wenn sich ihre Lebenssituation verändert und s
Bedarfsgemeinschaft gründen, Leistungen der Grundsicherung beantr
ist gleichzeitig nicht davon auszugehen, dass potentielle Leistungsem
ihre Lebenssituation verändern, um die rechtlichen Voraussetzungen 
spruchnahme von Sozialleistungen zu erfüllen. Tun sie es dennoch, et
nem Paar das Leben in getrennten Haushalten leichter zu ertragen s
finanzielle Abhängigkeit vom
Rechtsfolge sein, sie ist aber nicht rechtswidrig und stellt keinen Missb
gentlichen juristischen Sinne dar. 
Missbrauch im juristischen Sinne bezeichnet allein die rechtswidrige Ina
me von Leistungen, z.B. auf der Grundlage von unvollständigen oder Fa
bei der Feststellung der Hilfebedürftigkeit. Missbrauch ist rechtlich sa
spruchsberechtigung (z.B. Definition von Ausschlussfristen bei der Neug
anspruchsberechtigten Bedarfsgemeinschaften) oder durch Appelle 
werden. Wird aber, wie in der aktuellen Debatte die berechtigte Inans
von Leistungen generell bezweifelt, stellt man die Legitimität des Sicher
grundsätzlich in Frage. 
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8. Missbrauchs- und Mitnahmefälle sind statistisch betrachtet nicht rele-
kann nicht mit 
ch von Leis-
 Quellen, auf 
deren Basis Missbrauchsdebatten geführt werden, sind zweifelhafter Natur. Die Tele-
rbeitsminister 
ie Tatsache, 
n, lässt keine 
 telefonische 
he Relevanz 
hutz-)rechtlich 
 Aufwand zu 
g häufig aus-
ssbrauch un-
terstellt wird, wie es der Bundesrechnungshof in seinem kürzlich vorgelegten Bericht 
t. Vielmehr sollte die Erkenntnis ernst genommen werden, dass die Arbeits-
cht mit dem 
erfordert sind 
 – somit ins 
Insofern erweist sich der automatisierte Datenabgleich, der heute zulässig ist, als ein 
sbezugs. Die-
ber 2005 hat 
 anderer Ein-
 Betrag ent-
spricht einem Anteil von 0,4% der Summe, die insgesamt für Leistungen im Regel-
kreis SGB II ausbezahlt wird. Letztendlich wurde bislang von den 7,5 Mio. Überprü-
fungen in nur 0,3% der Fälle ein Hinweis auf möglichen Missbrauch entdeckt und der 
Anteil der Fälle, die mit Leistungsentzug sanktioniert wurden, liegt bei 0,06%. Massi-
ver Missbrauch von Leistungen aus der Grundsicherung ist also ein Mythos und kein 
vant 
Der aktuell konstatierte Anstieg der Ausgaben für die Grundsicherung 
massivem Missbrauch erklärt werden. Über den tatsächlichen Missbrau
tungen nach dem SGB II gibt es keine repräsentativen Statistiken. Die
fonbefragung der BA im Sommer 2005, auf die sich der ehemalige A
berief, ist keine geeignete Methode zur Erfassung von Missbrauch. D
dass viele LeistungsempfängerInnen telefonisch nicht anzutreffen ware
Rückschlüsse auf Missbrauch zu. Die Frage, unter welchen Umständen
Befragungen überhaupt durchgeführt werden dürfen und welche rechtlic
die telefonisch erhobenen Daten haben können, wird derzeit (datensc
geklärt. Es ist kaum zu beurteilen und nur mit hohem bürokratischem
erfassen, inwiefern Abwesenheiten gerechtfertigt sind. 
Die Tatsache, dass Vermögensprüfungen bei der Leistungsbewilligun
bleiben, darf nicht dazu führen, dass den AntragstellerInnen per se Mi
getan ha
gemeinschaften mit der Verwaltung der Grundsicherung – und erst re
Angebot von Maßnahmen an Langzeitarbeitslosen - in vielen Fällen üb
und die Reform hinsichtlich ihres wichtigsten Ziels – der Eingliederung
Leere läuft. 
geeigneteres Instrument zur Aufdeckung des unberechtigten Leistung
ser setzt an objektiven Kriterien an. Ein erster Datenabgleich im Okto
zur Feststellung eines Fehlbetrags von 27 Mio. € geführt, der aufgrund
künfte oder Vermögen unberechtigterweise ausbezahlt wurde. Dieser
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Faktum. Die Berichte einzelner Kommunen über den Leistungsmissbrauch stützen 
die Annahme, dass Missbrauchsfälle eher selten vorkommen. 
chtigkeit 
konomischen 
zu einer moralischen Herausforderung stilisiert. Die Stimmen werden lauter, die die 
hsetzung von 
 bestimmend 
 die Grundsi-
ollen. Auf diese Weise wird Langzeitarbeitslosigkeit mehr 
für seine/ihre 
Situation verantwortlich gemacht. 
 Reduzierung 
 an der kon-
 wirtschaftsli-
ialpolitik aus-
als Investition 
gehen sich in 
itik der Dau-
chrauben und des Spardiktats lediglich, dass – bei ausbleibender Arbeitsnach-
atisierten und 
uen und Zu-
friedenheit als Fundament eines demokratischen Sozialstaats schwinden auf allen 
ich zu delegi-
uten und der 
 zu verschaf-
nach wie vor 
hohe Akzeptanz sozialstaatlicher Leistungen in Deutschland sowie die veränderten 
Lebenspraktiken in neue Leitbilder zu gießen, mit dem Ziel den ökonomischen Her-
ausforderungen gerecht zu werden und  den bestehenden und sich neu entwickeln-
den ethisch-moralischen Erwartungen zu entsprechen. Es ist an der Zeit, Leistungs-
ansprüche konsequent zu individualisieren und den Zugang zu Arbeitsmarktdienst-
These 9: Rechtsanspruch auf Leistungen: Eine Frage der Gere
Die ansteigende Langzeitarbeitslosigkeit wird zunehmend von einer ö
Gewährung von Hilfe überhaupt in Frage stellen und die rigorose Durc
weiteren Leistungskürzungen fordern. Diese Sichtweise war zumindest
für die beiden jüngsten Gesetze, mit denen vor allem die Ausgaben für
cherung reduziert werden s
und mehr zu einem moralischen Problem und der oder die Einzelne 
Der aktuelle Reformdiskurs, der sich – unter Ausblendung der massiven
der für aktive Arbeitsmarktpolitik eingesetzten Mittel – ausschließlich
struierten Notwendigkeit des Sparens orientiert, widerspricht sogar der
beralen und mittlerweile in Deutschland konsensfähigen Absicht, Soz
schließlich zur Aktivierung von individuellen Handlungspotentialen und 
in das Sozialkapital realisieren zu nutzen. Die politischen Akteure er
performativem Selbstwiderspruch. Erreicht wird durch die aktuelle Pol
mens
frage – die Menge der zwangsläufig in Passivität verharrenden, stigm
unter Generalverdacht gestellten Personen beständig wächst und Vertra
Seiten.  
Anstatt durch reformistischen Aktionismus Hilfebedürftigkeit an und für s
timieren, jungen Arbeitslosen willkürliche Leistungskürzungen zuzum
Einstandspflicht zwischen Lebenspartnern eine verschärfte Neuauflage
fen, sollte vielmehr die Reformenergie darauf verwendet werden, die 
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äre das Kerngeschäft einer 
konsequenten und modernen Strategie sozialpolitischer Aktivierung. 
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